
 
 
 

18.03.2015 Niederschrift 001/2015 

 

Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Vergaben 
am 25.02.2015 | Kreishaus Unna | Freiherr-vom-Stein-Saal I | Friedrich-Ebert-Straße 17 | 
59425 Unna 
 
 
Beginn 16:00 Uhr Ende 16:50 Uhr 
 
 
Anwesend: 

Vorsitzende 

Frau Sandra Heinrichsen  

Kreistagmitglieder SPD 

Frau Brigitte Cziehso  

Herr Norbert Enters  

Herr Jens Hebebrand Vertretung für Herrn Heinz Steffen 

Frau Ursula Lindstedt  

Herr Dieter Mendrina Vertretung für Herrn Herbert Ziegenbein 

Herr Theodor Rieke  

Frau Renate Schmeltzer-Urban  

Herr Jens Schmülling  

Kreistagmitglieder CDU 

Herr Günter Bremerich Vertretung für Herrn Helmut Krause 

Herr Wilfried Feldmann  

Herr Jan-Eike Kersting Vertretung für Herrn Wilhelm Jasperneite 

Herr Paul-Heinz Kranemann  

Herr Olaf Lauschner  

Frau Gabriele Richter  

Kreistagmitglieder BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Herr Herbert Goldmann  

Kreistagmitglieder FDP 

Herr Michael Klostermann  

Kreistagmitglieder Linksfraktion 

Herr Werner Sell  

Kreistagmitglieder GFL-Lünen / UWG-Selm 

Herr Helmut Rosenkranz  

Anwesende im nichtöffentlichen Teil 

Frau Renate Klute, Leiterin Stabsstelle Rechnungsprüfungsangelegenheiten  

 

Herr Ferdinand Adam, Sachgebietsleiter  

Frau Manuela Sauer-Dora, Stabsstelle Rechnungsprüfungsangelegenheiten  

Frau Marion Frohwein, Stabsstelle Rechnungsprüfungsangelegenheiten  
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Herr Ralf Oxe, Steuerungsdienst – FD 10 

Frau Stephanie Schmidt, Geschäftsführerin Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Herr Wulf Erdmann, Geschäftsführer SPD-Fraktion 

Verwaltung 

Herr Dr. Thomas Wilk, Kreisdirektor  

 

Herr Heinz Appel, Fachdienstleiter  

Herr Jürgen Busch, Sachgebietsleiter  

Frau Ingelore Klemp, Schriftführerin  
 
 

Frau Heinrichsen begrüßt die anwesenden Damen und Herren und eröffnet die Sitzung. Sie teilt mit, dass 

die Einladung zu der Sitzung am 12. Februar verschickt wurde. Da sich auf ihre Frage hin niemand meldet, 

dem die Einladung nicht fristgerecht zugegangen ist, stellt sie die form- und fristgerechte Einladung sowie 

die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. Änderungen oder Ergänzungen in der Tagesordnung ergeben 

sich nicht, so dass wie folgt beraten wird:  

  
 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 

Punkt 1    Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
   

Punkt 2   140/14/1 Vier-Augen-Prinzip in den Gesellschaften und Beteiligungen des Kreises Unna 
   

Punkt 3   013/15 Ermächtigungsübertragungen für investive Auszahlungen 2014 / 2015 
   

Punkt 4    Aufstellung des Jahresabschlusses 2014;  

mündlicher Bericht 
   

Punkt 5    Termine für die Geschäftsführervorträge der Kreisgesellschaften 
   

Punkt 6    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
   

Nichtöffentlicher Teil 

 

Punkt 7   014/15 Zweiter Abschnitt Radwegebau und Sanierung von Brücken im Zuge der stillgeleg-

ten Bahnstrecke Unna-Königsborn-Welver;  

Vergabe des Auftrags; 

Genehmigung eines Dringlichkeitsbeschlusses 
   

Punkt 8    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
   
 

Öffentlicher Teil 

Punkt 1  Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 

 

Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern liegen nicht vor. 
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Punkt 2 140/14/1 Vier-Augen-Prinzip in den Gesellschaften und Beteiligungen des Kreises 

Unna 

 

Erörterung 

Herr Dr. Wilk bezieht sich auf die Erläuterungen in der letzten Sitzung dieses Ausschusses und verweist im 

Übrigen auf die Drucksache.  

 

Beschluss 

Dem Kreisausschuss wird empfohlen, dem Kreistag vorzuschlagen, den folgenden Beschluss zu fassen: 

Es wird festgestellt, dass das „Vier-Augen-Prinzip“ in den Gesellschaften und Beteiligungen des Kreises 

aufgrund der bestehenden Gesellschaftsverträge und gesellschaftsinterner Regelungen beachtet wird und 

insoweit derzeit kein weiterer Handlungsbedarf besteht. 

 

Abstimmungsergebnis 

einstimmig beschlossen 

 

 

Punkt 3 013/15 Ermächtigungsübertragungen für investive Auszahlungen 2014 / 2015 

 

Erörterung  

Herr Dr. Wilk verweist insbesondere auf die Anlage 1 zur Drucksache und verdeutlicht anhand eines Bei-

spiels (Budget 60, Neubau K10n, Schwerte) das Prinzip der Ermächtigungsübertragungen. Betrachte man 

nun alle Maßnahmen mit einer Übertragungssumme von insgesamt 6,9 Mio. Euro und setze sie in Relation 

zu der noch zur Verfügung stehenden Summe von 8 Mio. Euro, dann sei ersichtlich, dass die Summe aller 

Ermächtigungsübertragungen um knapp 1,1 Mio. Euro günstiger ausfiele. Dieser Betrag werde insofern ein-

gespart. 

 

Herr Appel korrigiert in der Liste einen Übertragungsfehler unter dem Budget 60 Bauen, Lippebrücke im 

Zuge der K2, dahingehend, dass die zur Verfügung stehende Summe nicht 340.066,58 Euro, sondern 

374.394,64 Euro betrage und diese auch nach 2015 übertragen würde.   

 

Die Ermächtigungsübertragungen für investive Auszahlungen 2014/2015 werden einschließlich der Korrektur 

zur Kenntnis genommen. 

 

 

Punkt 4  Aufstellung des Jahresabschlusses 2014;  

mündlicher Bericht 

 

Erörterung  

Herr Dr. Wilk erklärt, dass dieser Tagesordnungspunkt aufgenommen worden sei, um den Ausschuss trans-

parent und fortlaufend über relevante Entwicklungen zu informieren. Er schickt voraus, dass man noch im 

Aufstellungsprozess für den Jahresabschluss 2014 sei und es sich insofern um vorläufige Ergebnisse han-

dele. In der nächsten Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen und Vergaben am 27. Mai 2015 

werde dann der endgültige Jahresabschluss 2014 vorgestellt.  

 

In den Kreistagssitzungen im November und Dezember habe man insbesondere zum Thema Entwicklung 

der Kosten der Unterkunft berichtet. Diese Entwicklungen hätten sich zum Jahresende 2014 bestätigt. Die 
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Ansätze für die Monate Oktober, November und Dezember seien anders geplant gewesen, als es sich am 

Ende bestätigt habe. Man liege rund 300.000 Euro pro Monat unter der Planung. Nach entsprechender 

Hochrechnung komme man dann in der Summe auf 900.000 Euro brutto. Abzüglich der Bundesbeteiligung 

verbleibe ein Betrag von etwa 800.000 Euro netto beim Kreis, der eine weniger schlechte Entwicklung bei 

den Kosten der Unterkunft darstelle. Als weiteren Punkt spricht Herr Dr. Wilk die Auswirkungen der im Juli 

2014 verhängten haushaltswirtschaftlichen Sperre an, wodurch man abweichend von der Vorgabe von 1,1 

Mio. Euro letztlich Einsparungen von 1,5 Mio. Euro erzielt habe. Bekanntlich seien die Ansätze für Ge-

schäftsaufwendungen für den Haushalt 2015 pauschal gekürzt worden. Hinzu kämen noch einige weitere 

Aspekte, die er heute noch nicht genau beziffern könne. Gegenwärtig gehe man davon aus, dass das Haus-

haltsjahr 2014 mit einem positiven Eigenkapital von rund 900.000 Euro abgeschlossen werde. Das sei je-

doch unsicher, da momentan noch relativ große Schwankungen bestünden. Durch das positive Ergebnis 

würde man sich mit dem Thema der Überschuldung im Jahr 2015 nicht zu beschäftigen haben.  

 

Des Weiteren wolle er einen einmaligen Sondereffekt ansprechen, verbunden mit dem Hinweis, dass er 

heute noch nicht alle Fragen abschließend beantworten könne. Diesen Sondereffekt werde man auch im 

Jahresabschluss 2014 berücksichtigen, und er verbessere leicht das Eigenkapital. Dabei handele es sich um 

den Forderungsbestand des Jobcenters. Als Beispiel führt Herr Dr. Wilk die zu Beginn eines Monats jeweils 

ausgezahlten Kosten der Unterkunft an. Ergäbe sich im Laufe des Monats, dass die betroffene Person eine 

Tätigkeit aufnehme und damit keinen Anspruch mehr auf Leistungen nach dem SGB II hätte, führe das zu 

einer Überzahlung. Dieser Überzahlung begegne man damit, einen Rückforderungsbescheid zu erstellen. 

Dies führe dazu, dass das Jobcenter Außenstände, d.h. Forderungen gegenüber betroffenen Personen, 

habe. Auf der Liquiditätsebene sei es bisher so geregelt worden, dass die Leistungen zwischen dem Kreis 

und Jobcenter laufend verrechnet worden seien. Die Frage, die sich jetzt im Zusammenhang mit dem Jah-

resabschluss 2014 stelle, sei die, inwieweit dieser Forderungsbestand in der Bilanz zu aktivieren sei und, 

wenn ja, in welcher Höhe. Die Frage nach dem „Warum erst jetzt“ habe man im Landkreistag und gegenüber 

der Gemeindeprüfungsanstalt gestellt. Es sei geplant, das Thema im Jahresabschluss 2014 abzubilden in 

der Form, den Forderungsbestand des Jobcenters zu bilanzieren. Die Frage sei aber, wie werthaltig diese 

Forderungen seien und inwieweit das Geld tatsächlich zurückfließe. Insofern werde man mit einem Risiko-

abschlag arbeiten. Für eine möglichst einheitliche Gestaltung fänden gegenwärtig landesweit Abstimmungen 

über den Landkreistag darüber statt, wie dieser Abschlag zu beziffern sei. Man gehe davon aus, dass dieser 

Sicherheitsabschlag in durchaus nennenswerter Größenordnung stattzufinden habe (über 50 Prozent dieser 

Forderungen). Er könne heute noch nicht sagen, welcher Betrag dann unter Berücksichtigung dieses Ab-

schlages verbleibe und in die Bilanz eingestellt werde. In jedem Fall käme es aber zu einer weiteren Stär-

kung des Eigenkapitals.  

 

Auf verschiedene Fragen der Ausschussmitglieder betont Herr Dr. Wilk, dass es in der Vergangenheit nicht 

in irgendeiner Weise um eine Schwarzmalerei zum Thema Überschuldung gegangen sei. Er freue sich darü-

ber, dass es sich jetzt in diese Richtung entwickele. Wie positiv das sein werde, wisse man in den nächsten 

Wochen. Er kündige jedoch an, über neue Erkenntnisse zeitnah zu informieren. 

 

 

Punkt 5  Termine für die Geschäftsführervorträge der Kreisgesellschaften 

 

Erörterung  

Herr Dr. Wilk geht kurz auf die bisherige Verfahrensweise ein und schlägt vor, die Vorträge für die nächsten 

beiden Sitzungen am 27.05. und 09.09.2015 vorzusehen und keine Sondersitzung anzuberaumen. In der 

Sitzung am 09.09.2015 könnte der Vortrag der GWA/VBU dann bereits durch den neuen Geschäftsführer 
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erfolgen. Aus seiner Sicht mache es Sinn, dass dieser sich persönlich und selbstverständlich dann auch die 

Planungen der VBU vorstelle. Das würde bedeuten, dass zwei Gesellschaften in der Sitzung am 27. Mai 

2015 und die übrigen zwei (eine davon die VBU) am 09. September 2015 vortragen.  

 

Die Ausschussmitglieder erklären sich mit der vorgeschlagenen Vorgehensweise einverstanden.  

Herr Goldmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) bittet jedoch mit Blick auf die kleineren, im Kreistag vertrete-

nen Fraktionen und Gruppen, die zum Teil nicht in den Gremien der Kreisgesellschaften vertreten seien und 

aus diesem Grund Informationsbedarf angemeldet hätten, sich in Abstimmung mit den Geschäftsführern der 

einzelnen Kreisgesellschaften darauf zu verständigen, die Vorträge auf der Grundlage der vorliegenden Be-

teiligungsberichte mit Blick auf die Perspektiven der Gesellschaften zu gestalten. 

 

 

Punkt 6  Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 

 

1. Antrag der FDP-Gruppe zum Haushalt 2015 zum Thema “Interkommunale Zusammenarbeit”  

Herr Dr. Wilk nimmt Bezug auf seine Ausführungen im Kreistag am 16.12.2014 und teilt ergänzend 

mit, dass sich die Bürgermeisterkonferenz am 28. Januar 2015 mit diesem Thema befasst habe. 

Nach den Aussagen der Bürgermeister gebe es eine ganze Reihe von interkommunaler Zusammen-

arbeit auf relativ niederschwelliger Ebene, die gar nicht im Kreis bekannt sei. Das habe man zum An-

lass genommen, gegenwärtig eine Bestandsaufnahme über die schon bestehende Zusammenarbeit 

durchzuführen. Herr Dr. Wilk geht kurz auf einige Beispiele interkommunaler Zusammenarbeit ein. 

Seitens der Bürgermeister sei gewünscht worden, in diesem Jahr nochmals einen Workshop, wie 

bereits im Jahr 2010 erfolgt, durchzuführen und die im September 2015 neu gewählten Bürgermeis-

ter mit einzubeziehen, um das Thema IKZ nach vorn zu bringen. Herr Dr. Wilk betont, dass für ihn 

die Bürgermeister die entscheidenden Personen seien, die vor Ort Zusammenarbeit fördern können. 

2. Freigabe der Währungsrelation Euro zum Schweizer Franken 

Herr Dr. Wilk teilt mit, dass der Kreis Unna in Bezug auf Fremdwährungsgeschäfte (Kredite) im Zu-

sammenhang mit der Freigabe des Wechselkurses des Schweizer Frankens nicht betroffen sei. 

Auch habe dieses Thema keine Auswirkungen auf die beklagten Swaps.  

3. Gerichtsverfahren zum Thema Swaps 

Herr Dr. Wilk berichtet, dass beim Oberlandesgericht Hamm für den 10. Juni 2015 ein Verhand-

lungstermin anberaumt sei.  

4. Bericht des Landrates zum Thema Kommunalfinanzen 

Herr Dr. Wilk teilt mit, dass der Landrat im Kreistag am 09.03.2015 über die Ergebnisse der Gesprä-

che des Aktionsbündnisses „Für die Würde unserer Städte“ in Berlin zum Thema Kommunalfinanzen 

berichten werde. Bekanntlich habe es eine Vielzahl von Medienberichten dazu gegeben. Es gebe 

insgesamt eine positive Entwicklung. Insbesondere sei es aber ein Erfolg, dass das Thema immer 

mehr mediale Resonanz finde und auch in Berlin angekommen sei. Dort habe ein Gespräch mit den 

Fraktionsvorsitzenden der kleineren und größeren Fraktionen stattgefunden. Insofern sei das Thema 

auf einem guten Weg.  

 

 
 
 
 
gez. Ingelore Klemp    ges. Sandra Heinrichsen 
Schriftführerin    Vorsitzende 
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